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INFORMATIONSDIENST 


Des Bundestages Sündenfall 


Es war die konstituierende Sitzung des Bundestages am 24. Oktober 2017, wo 
etwas geschah, was einmal als Vorzeichen für den künftigen Sieg des Islam in 
Deutschland betrachtet werden könnte. Es handelte sich um die Verweigerung 
von fünf im Bundestag vertretenen Parteien, den AfD-Kandidaten Albrecht Gla- 
ser zu einem von sechs Bundestagsvizepräsidenten zu wählen. Dieser Sünden- 
fall hat eine weit größere Bedeutung und Tiefendimension, als nur das traurige 
Ergebnis eines kleingeistigen Scharmützels zwischen etablierten und neuen poli- 
tischen Kräften gewesen zu sein. 

Die inhaltliche Begründung für die Ablehnung Glasers bezieht sich nämlich nicht 
auf dessen Mitgliedschaft in der bei Etablierten in der BRD unter Generalver- 
dacht stehenden AfD oder auf irgendwelche Verfehlungen im Leben des 75jähri- 
gen Kandidaten. Vielmehr wird ihm zum Vorwurf gemacht, er verneine die Ver- 
einbarkeit des Islam mit der freiheitlich-demokratischen Grundordnung. 
Logischerweise folgt daraus, daß die überwältigende Zahl der Bundestagsabge- 
ordneten von CDU, CSU, SPD, FDP, Grünen und Linken den Islam mit der frei- 
heitlich-demokratischen Grundordnung unter Verweis auf Artikel 4 des Grund- 
gesetzes (Religionsfreiheit) für vereinbar erachtet. 

Nun sind weder die »Freiheit des Glaubens« noch die »ungestörte Religionsaus- 
übung« für irgendeinen Moslem in Deutschland in Gefahr - auch nicht durch 
Albrecht Glaser -, soweit die Wahrnehmung dieser Grundrechte im Rahmen der 
in Deutschland geltenden Gesetze und Verordnungen geschieht. Was allerdings 
nicht vereinbar mit der freiheitlich-demokratischen Grundordnung ist und sein 
kann, ist der totalitäre Anspruch des Islam, auch kulturell und politisch die welt- 
liche Ordnung nach seinen Vorstellungen bestimmen zu wollen. 

Genau deshalb gehört der Islam weder zu Deutschland noch zu Europa oder 
Amerika. Überall hier und dort nämlich gibt es säkulare Ordnungen, die den 
Religionsfrieden sowie die freie Ausübung von Religionen gewährleisten, aber 
keineswegs die Errichtung einer religiös begründeten Alleinherrschaft erlauben, 
auch nicht die des Islam. Daß es Staaten auf der Welt gibt, die das anders prakti- 
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zieren, ist eine Realität, die nur von den Bevölkerungen dieser Staaten geändert 
werden kann. 


Glaser und die AfD wollen und können Moslems in Deutschland weder ihre 
Glaubensfreiheit noch ihre Religionsausübung verweigern. Aber sowohl Glaser 
wie auch sonst jemand kann mit besten Gründen den totalitären Anspruch des 
Islam für unvereinbar mit der freiheitlich-demokratischen Grundordnung hal- 
ten. Andere politische Kräfte oder Personen können das im Rahmen der Mei- 
nungsfreiheit anders betrachten. Doch daraus folgt mitnichten das Recht, einen 
Politiker von einer seiner Partei zustehenden Position auszuschließen, weil er 
eine Auffassung vertritt, die zweifellos vereinbar mit dem Grundgesetz ist. 


Geschieht das trotzdem, kann es für das Verhalten der anderen Fraktionen im 
Bundestag nur zwei Interpretationen geben: Entweder diese haben nur einen 
Vorwand gesucht, um den AfD-Kandidaten zu verhindern. Dann haben sie 
sich allerdings selbst leichtfertig ein Ei ins Nest gelegt, dessen sie nicht froh 
werden dürften. Oder mit der Ablehnung Glasers haben sie eine folgenschwere 
Unterwerfungsgeste gegenüber den totalitären Anspruch einer kulturfremden, 
aber sich über Einwanderung ausbreitenden Religion praktiziert. Es spielt da- 
bei überhaupt keine Rolle, ob den daran beteiligten Abgeordneten diese Unter- 
werfungsgeste bewußt war oder ob sie nur abgenickt haben, was die Fraktions- 
spitze vorgegeben hatte. 


Entscheidend ist die tatsächliche Botschaft der dreimaligen Ablehnung Gla- 
sers: Wer offen und öffentlich unter Berufung auf die freiheitlich-demokratisch 
Grundordnung den totalitären Anspruch des Islam mit dieser nicht vereinbar 
hält, wird von einer großen Mehrheit der gewählten Abgeordneten des Deut- 
schen Bundestages ausgegrenzt. Zugleich erklärt so diese große Mehrheit, ob 
nun bewußt oder im Zustand sträflicher Ahnungslosigkeit und politischer Nai- 
vität, den totalitären Anspruch des Islam, sich über die säkulare Ordnung zu 
stellen, für vereinbar mit der freiheitlich-demokratischen Grundordnung. Ein Sit- 
tenbild der BRD 2017! mM.P. 


Eine Aktion der Schande 


Im thüringischen Bornhagen hat die »Künstlergruppe« >Zentrum für Politische 
Schönheit« (ZPS) einen Ableger des Berliner Holocaust-Mahnmals aus 24 heim- 
lich angekarrten Stelen auf einem angemieteten Grundstück neben dem Wohn- 
haus des AfD-Politikers Björn Höcke errichtet. Hintergrund ist Höckes Rede vom 
17. Januar 2017 in Dresden, bei der er das Berliner Mahnmal als »Denkmal der 
Schande« bezeichnet hatte. Philipp Ruch, einer der Aktionskünstler, verlangte 
nun gar von Höcke: »Wenn er vor dem Denkmal auf die Knie fällt und für die 
deutschen Verbrechen im Zweiten Weltkrieg um Vergebung bittet, wollen wir der 
Ernsthaftigkeit seiner Läuterung glauben.« (!) Er müsse es machen wie ein einst 
ein Bundeskanzler. 

Nach eigenen Angaben sollen Mitglieder des ZPS rund zehn Monate lang im Nach- 
barhaus gewohnt und dort ein »zivilgesellschaftliches Frühwarnsystem« instal- 
liert haben. Wie zu den besten 
Stasi-Zeiten hätten sie Höcke 
rund um die Uhr mit Kameras 
überwacht und sogar den Haus- 
müll nach belastendem Materi- 
al durchsucht. Gegenüber Spie- 
gel Online offenbarte Ruch: »Wir 
wissen alles, zum Beispiel 
wann er Holz hacke, welche 
Verlage ihm Broschüren schick- 
ten, wie er mit seinen Anzügen 
umgeht usw., und drohte zu- 
nächst, das »Material« zu ver- 
öffentlichen. Schlimmer noch: 
»Mit Hilfe von genetischem Ma- 
terial, dessen Herkunft das ZPS 
lieber nicht offenlegen möchte, gelang es unserem österreichischen Büro, Höckes 
DNA zu entschlüsseln.« Einfach widerwärtig und abstoßend! 


Thüringens Landtagspräsident Christian Carius (CDU) war einer der wenigen 
Politiker, der die Anti-Höcke Aktion scharf kritisierte: »Hier wird unter dem Deck- 
mantel künstlerischer Freiheit ein skandalöser Angriff auf die Freiheit des Man- 
dats, die Unversehrtheit einer Person, von Familie und Privatsphäre unternom- 
men... Aus politischer Ablehnung wird so moralisch kaschierter Psychoterror.« 
(Quelle: u.a. Junge Freiheit) 

Das besondere Pikante zuletzt: Gegenüber dem Rundfunksender rbb beklagten die 
Aktivisten mangelnden Polizeischutz. Die Sicherheitslage vor Ort sei nicht ausrei- 
chend. Am Tag drei der Aktion hätten sie noch keinen Ansprechpartner bei der 
Polizei gehabt, die ihnen keine Informationen über die »Bedrohungslage« gegeben 
habe. (Quelle: EpochTimes) = 


Der Tatort in Bornhagen. Lea Rosh, Mitinitiatorin des Berliner 
Holocaust-Mahnmals, begrüßte den Nachbau des Denkmals: 
»Das ist eine wunderbare Idee!« 


FPÖ vor Eintritt in Bundesregierung 


Die Nationalratswahlen vom 15. Oktober in Österreich brachten zumindest eine 
handfeste Überraschung, nämlich das Scheitern der Grünen an der Vier-Prozent- 
Hürde. Mit mageren 3,8% bekamen sie die Konkurrenz durch ihr einstiges 
Aushängeschild Peter Pilz (63) mehr als deutlich zu spüren, der mit seiner eigenen 
Liste angetreten war, nachdem man ihm bei den Grünen einen sicheren Listenplatz 
verwehrt hatte. Die »Liste Peter Pilz< hingegen zog mit 4,4% erstmals in das 
Parlament ein. Kurios war dann die Entwicklung wenige Wochen später: Wegen 
des Vorwurfs der sexuellen Nötigung in mehreren Fällen gegen Pilz nahm dieser 
sein Nationalratsmandat nicht an, so daß dessen Liste nun ohne ihr bisheriges 
Aushängeschild im Parlament auskommen muß. 


Klarer Sieger des Urnengangs wurde die (neue) Volkspartei mit ihrem erst 31 
Jahre alten Spitzenkandidaten, dem Außenminister der nun abtretenden rot- 
schwarzen Bundesregierung, Sebastian Kurz. Dieser hat der 
schwarzen Partei auch eine neue Farbe gegeben: Von nun 
an ziert das Türkise die Plakate der ÖVP. Da ist der 
Unterschied zum Blau gar nicht so groß. Und läßt man den 
vergangenen Wahlkampf Revue passieren, dann erkennt 
man viele Überschneidungen in puncto ÖVP- und FPÖ- 
Forderungen. Mit anderen Worten: Kurz kopierte einfach 
"| so manche freiheitliche Forderungen, vor allem in der 
| Ausländer- und Asylpolitik. Die Wähler dankten es ihm 
und brachten die Volkspartei erstmals seit 15 Jahren wieder 
auf Platz 1, und zwar mit 31,5%, was einen Zugewinn von 
7,5 % bedeutet. 


Wider Erwarten schaffte die FPÖ unter Heinz-Christian 
| Strache nicht den zweiten Platz. Mit einem Plus von 5,5% 
Prozentpunkten blieben die Blauen, die einen 
Kuschelwahlkampf geführt hatten, mit 26% etwas hinter 
= den Erwartungen zurück. Sie erreichten damit auch nicht 
das bisherige Spitzenresultat aus der Haider-Zeit, als die 
FPÖ 1999 mit 26,9% zweitstärkste Kraft geworden war. 
Diesen Platz nahm diesmal die SPÖ ein, der es völlig 
überraschend gelang, den prognostizierten Absturz vom 
ersten auf den dritten Rang zu verhindern. Die Genossen 
stagnierten nämlich bzw. konnten durch hauchdünne 


Im Gegensatz zur FPÖ führten Sebastian Kurz und seine ÖVP 
einen entschlossenen Wahlkampf. Inzwischen bewegen sich 
die Koalitionsverhandlungen in Richtung Zielgerade. Als 
möglicher Angelobungstermin kursiert derzeit der Zeitraum 
zwischen 12. und 18. Dezember. 
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Zugewinne sogar 26,9% erreichen. Doch der Preis für das linke Lager war sehr 
hoch: viele einstige Grünwähler votierten diesmal für die rote Kanzlerpartei unter 
Christian Kern, um zu verhindern, daß die Sozialdemokraten hinter der FPÖ 
landen. Daß sie dadurch das parlamentarische Aus für die Grünen besiegelten, 
damit rechneten sie wohl nicht. Als fünfte Partei sitzen (erneut) die linksliberalen 
NEOS im Nationalrat, die um 0,3% auf 5,3% zulegen konnten. Die Wahlbeteiligung 
war mit 80% um 5,1% höher als 2013. 


Schon kurz nach den Wahlen kamen ÖVP und FPÖ zu Koalitionsverhandlungen 
zusammen. Nach konstruktiven Gesprächen wurde ein positiver Abschluß der 
Gespräche für vor Weihnachten anvisiert. Die Freiheitlichen postulierten bereits 
kurz nach dem Urnengang Schlüsselressorts für sich, allen voran das 
Innenministerium. Im Gegensatz zur BRD hat in Österreich der (vom Volk gewählte) 
Bundespräsident das Recht, von den (künftigen) Regierungsparteien als Minister 
vorgeschlagene Personen abzulehnen. Das grüne Staatsoberhaupt Alexander Van 
der Bellen (73) hatte schon inoffiziell verkündet, den amtierenden Wiener 
Vizebürgermeister Johann (Graf) Gudenus und den EU-Abgeordneten Harald 
Vilimsky (beide FPÖ) im Falle eines Vorschlages durch die Freiheitlichen nicht 
angeloben zu wollen. Und bei einem Diplomatenessen äußerte er sich abfällig 
über den künftigen Bundeskanzler. ÖVP und FPÖ werden im Nationalrat über 
113 der 183 Sitze verfügen. mM.P. 


Doppelpaß für Südtiroler? 


Die sich anbahnende rechtsbürgerliche Regierung in Österreich könnte entschei- 
dende Schritte zur Einführung einer doppelten Staatsbürgerschaft für die deut- 
schen und ladinischen Südtiroler setzen und diesen damit zu mehr Rechten ver- 
helfen. Während dieses Ziel auf der Agenda der FPÖ steht, ist die ÖVP noch 
unschlüssig, hat aber einige Befürworter in ihren Reihen und wird auch durch 
eine Reihe von Abgeordneten der Südtiroler Volkspartei (SVP) und vor allem von 
Altlandeshauptmann Luis Durnwalder (SVP) darin bestärkt. Während Öster- 
reich, das die Schutzmacht der Südtiroler ist, bislang die doppelte Staatsbürger- 
schaft nur in absoluten Ausnahmefällen erlaubt, gewährt Italien seinen in den 
Nachbarstaaten (Slowenien, Kroatien) lebenden autochthonen Landsleuten den 
Doppelpaß. Rechtliche Probleme erwartet der Südtirolsprecher der FPÖ, der Na- 
tionalratsabgeordnete Werner Neubauer, keine und verwies unter anderem auf 
ein Gutachten des Innsbrucker Europarechtsprofessors Walter Obwexer, wonach 
die doppelte Staatsbürgerschaft EU- und völkerrechtskonform sei. In 25 von 28 
EU-Staaten gibt es doppelte Staatsbürgerschaften. Die FPÖ hat laut Neubauer 
jedenfalls schon einen »fertigen Gesetzesentwurf in der Lade«. Auf jeden Fall 
werde man in den Verhandlungen eine »Frist der Umsetzung« urgieren, wobei es 
aber eine entsprechende Evaluierung nach einem gewissen Zeitraum geben soll, 
um mögliche Fehler zu beheben. (Quelle APA) 


J 


Kulturwerk Österreich tagte 


Die diesjährige Tagung des Kulturwerks Österreich stand unter dem Motto »Gro- 
Be Menschen aus unserer Geschichte - Vorbilder für uns heute«. Da der Obmann 
dieses Vereins identisch mit dem Vorsitzenden der GfP ist, wird die Veranstal- 
tung auch gern als »kleine GfP« bezeichnet. Da die Kundgebung im bayerischen 
Raum stattfindet, ist der Anteil der bundesdeutschen Gäste sehr hoch. Interes- 
sierte mögen sich an die GfP oder den Aula-Verlag (Merangasse 13, A-8010 Graz; 
redaktion@dieaula.at) wenden. 


Den freitagabendlichen Auftaktvortrag machte der niederrheinische Historiker 
Mario Kandil. Der GfP-erprobte Redner sprach über »Maria Theresia - Mutter der 
Nation«. Dabei erwähnte er die Auseinandersetzungen mit Friedrich II. im Rah- 
men der Schlesischen Kriege und mit ihrem Sohn Joseph, der ein Anhänger des 
Rationalismus und der Aufklärung war. Kandil nannte den Mitregenten und 
seine Mutter ein »infernalisches Paar«. Nach Maria Theresias Abtritt endete auch 
die Benachteiligung der Protestanten. Insofern ist der Begriff »Mutter der Nation« 
eher mit einem Fragezeichen zu versehen. 


Das zweite Referat - am darauffolgenden Samstag - hielt der »aktivste Kultur- 
kämpfer Österreichs«, der Huttenpreisträger Walter Marinovic. Der rüstige 88jähri- 
ge zog die zahlreichen Zuhörer mit seinen Ausführungen über »Ulrich von Hutten 
- ein Mann der Tat« in seinen Bann. Hierbei brachte er immer wieder Vergleiche mit 
der Gegenwart, die eine Person wie den fränkischen Reichsritter dringend nötig 
habe, einen beherzten Menschen, der es »wagt«, gegen die dekadente Obrigkeit 
aufzustehen. Hutten nahm seine Gegner auf satirische Art aufs Korn, ja verspottete 
die »Umerzogenen«. Er kämpfte unerschrocken gegen die »gottlosen Pfaffen« und 
hochmütigen Fürsten und mußte daher ins Exil gehen. Sein früher Tod mit 35 
Jahren auf der Insel Ufenau im Zürichsee setzte seinem Kampf ein jähes Ende. 


Der nächste Vortrag behandelte »Die preußischen Reformer im 19. Jahrhundert - 
Visionäre ihrer Zeit«. Der Publizist Jan Ackermeier gab dabei einen Überblick 
über die grundlegenden Änderungen auf dem Gebiet der Bildung, Verwaltung 
und des Militärwesens. Es war geradezu visionär und revolutionär, was damals 
von oben an Veränderungen in Gang gebracht wurde. Man denke nur an die 
Bauernbefreiung, Gewerbefreiheit, kommunale Selbstverwaltung, Volksschulen, 
Wehrpflicht und die Gründung von Universitäten (Berlin, Frankfurt/Oder). Die 
Protagonisten waren Scharnhorst und Gneisenau sowie Freiherr vom Stein und 
Wilhelm von Humboldt. 

In Anschluß daran referierte der Obmann des Kulturwerks, Martin Pfeiffer, über 
»Die Ideen des Wartburgfestes 1817 - zeitlos gültig!«, wobei er die wegweisenden 
Forderungen der Burschenschafter von genau 200 Jahren als vorbildhaft für die 
Zukunft bezeichnete. Zahlreiche Freiheitsrechte flossen in den Jahrzehnten und 
Jahrhunderten danach in diverse Verfassungen ein. Bedenkt man, daß damals 
die Burschenschafter sogar eine Ministerverantwortlichkeit verlangt hatten - eine 
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solche gibt es in der BRD bis jetzt nicht, da dort nur der Kanzler Minister abberu- 
fen kann -, dann waren die Ideen von 1817 aus demokratischer Sicht gerade 
bahnbrechend und ihrer Zeit um Lichtjahre voraus. 


Danach setzte sich der Preußenexperte Tobias von Gehrung in seinem Vortrag 
mit »Bismarck zwischen identitärem Bewußtsein und Realpolitik« auseinander. 
Hierbei hob er hervor, daß Bismarck »zwar kleindeutsch handelte, aber gesamt- 
deutsch dachte«. Von diesem stammt auch der Spruch, daß Politik »die Kunst des 
Möglichen« sei. Nach dem siegreichen Bruderkrieg 1866 habe der »Eiserne Kanz- 
ler« - wie er später genannt wurde - auf seinen preußischen König flehend einge- 
wirkt, daß dieser auf eine Demütigung Österreichs verzichte, was dann auch 
geschah. Mit dem Namen Bismarck sei heute noch Weitsicht in politischer Hin- 
sicht verbunden, vor allem in der Außenpolitik. 


Die letzten beiden Vorträge behandelten die aktuelle Politik. Der Publizist Her- 
bert Fritz ging auf das Versagen der Politik in der Gastarbeiter- und Ausländer- 
politik in beiden deutschen Staaten ein, wobei er viele Zitate etablierter Politiker 
aus den letzten Jahrzehnten brachte. Damals war sogar noch vom Ausländerstop 
und -rückführung die Rede! Heute hingegen sei Multikulti Staatsdoktrin! 


Abschließend referierte ein Politiker der AfD vor dem Kulturwerk. Er schilderte 
nicht nur den schwierigen Kampf gegen Altparteien und Systempresse, sondern 
auch die innerparteilichen Ränkespiele. Kaum in diverse Parlamente gewählt, 
seien einige AfD-Mandatare schon bemüht, möglichst nicht beim Establishment an- 
zuecken und sich anzupassen. Die Abgänge der letzten Jahre, zuletzt der kleinen 
Petry-Clique, bezeichnete der Redner als reinigendes Gewitter. Die nächste Tagung 
des Kulturwerks Österreich wird voraussichtlich im Oktober 2018 stattfinden. M 


GfP-Kongreß 2018 _Zitte vormerken! _ 


Der nächstjährige Kongreß der Gesellschaft für freie Publizistik 
findet vom 24. bis 26. August 2018 in Thüringen statt. 


Zur »garantierten« Meinungsfreiheit 


Das Freie Forum hat sich unter anderem zur Aufgabe gemacht, Verstöße gegen 
das Grundrecht Meinungsfreiheit, eigentlich die wichtigste Grundlage der De- 
mokratie, anzuprangern. In der letzten Ausgabe (3/17) befaßte sich Dr. Björn 
Clemens beispielsweise mit dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) des 
Oberzensors Maas, dem zufolge die großen sozialen Netzwerke »Offensichtlich 
Rechtswidriges« nun binnen 24 Stunden nach Kenntnis zu entfernen haben. 
Eine Meinung, die ein persönliches Werturteil wiedergibt, kann im Gegensatz 
zu einer Tatsachenbehauptung nicht überprüft werden. Das Problem: Meinung 
und Tatsachenäußerung lassen sich nicht immer scharf voneinander trennen, 
wie in letzter Zeit zum Beispiel bezüglich der Flüchtlingspolitik der Bundesre- 
gierung und deren Begleiterscheinungen hinlänglich erkennbar wurde. Daß je- 
mand, der eindeutig unwahre »Tatsachen« verbreitet, sich wiederum nicht auf 
die Meinungsfreiheit berufen kann, leuchtet ein. 

Im Artikel 5 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland heißt es: 


(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern 
und zu verbreiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert 
zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch 
Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt. 

(2) Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen 
Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und in dem 
Recht der persönlichen Ehre. 


Der gut gemeinte, aber allzuoft schlecht umgesetzte Jugendchutz wird nicht sel- 
ten als Mittel zur politischen Zensur eingesetzt. Man darf fragen, warum zum 
Beispiel der Koran nicht auf dem Jugendschutz-Index steht. Es lohnt sich, den 
geltenden Passus »Meinungs- und Pressefreiheit< mit früheren Formulierungen 
zu vergleichen. In der Verfassung des Deutschen Reiches vom 28. März 1849, 
auf die sich die Nationalversammlung in der Paulskirche im Jahre 1849 einigte, 
lautet der Artikel IV: 

S 143. Jeder Deutsche hat das Recht, durch Wort, Schrift, Druck und bildliche 

Darstellung seine Meinung frei zu äußern. 

Die Preßfreiheit darf unter keinen Umständen und in keiner Weise durch vor- 

beugende Maaßregeln, namentlich Censur, Concessionen, Sicherheitsbestel- 

lungen, Staatsauflagen. Beschränkungen der Druckereien oder des Buchhan- 

dels, Postverbote oder andere Hemmungen des freien Verkehrs beschränkt, 

suspendirt oder aufgehoben werden. 

Über Preßvergehen, welche von Amts wegen verfolgt werden, wird durch 

Schwurgerichte geurtheilt. 


Fazit: Die Paulskirchenverfassung aus dem Jahre 1849 garantierte Bürgern und 
Presse eindeutig mehr Freiheit, als es das Grundgesetz heutzutage tut. Das liegt 
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daran, daß die Reichsverfassung von 1849 auf eine Beschränkung der Rechte der 
Regierenden abzielte, also eine von unten nach oben diktierte Verfassung war - 
während das sogenannte »Grundgesetz< den Regierten offenbar Rechte zugesteht, 
also eine von oben nach unten diktierte >»Verfassung« ist. (siehe https:// 
sciencefiles.org) Eines ist sicher: Das NetzDG des Heiko Maas hätte auf der Grund- 
lage der Paulskirchenverfassung wohl kaum durchgesetzt werden können. BF.F. 


Frankfurter Buchmesse: Hatz auf rechte Verlage 


Zu der diesjährigen Frankfurter Buchmesse hatten sich mehrere (neu-) rechte Verla- 
ge angemeldet: Manuscriptum, Ares, Cato, Antaios und Junge Freiheit. Im Vorfeld 
hatte die Initiative »Buchmesse gegen rechts< am 26. September in einem Offenen 
Brief einen Ausschluß dieser Verlage und »eine Positionierung gegen Rassismus 
und Nationalismus jeder Couleur« verlangt. Selbst der Frankfurter OB, Peter Feld- 
mann (SPD), kritisierte vor Ort die Messe-Veranstalter für die Haltung, rechte Ver- 
lage auf der Messe zuzulassen! 

Die Geschäftsleitung der Buchmesse meinte ablehnend: »Die Durchsicht der Titel 
hat aus Sicht der Rechtsabteilung des Börsenvereins des Deutschen Buchhandels 
ergeben, daß die Aussagen wohl noch von der Meinungsfreiheit gedeckt sind und 
deshalb kein Anlaß für eine Strafanzeige oder Ablehnung der Bücher besteht.« Gut 
so! Doch dieselbe Geschäftsleitung sorgte provokativ dafür, daß schräg gegenüber 
von Antaios die antifaschistische, linksradikale und vom Staat finanziell unter- 
stützte Amadeu-Antonio-Stiftung einen Stand erhielt, und zwar um »als Gegenge- 
wicht zu den rechten Verlagen in diesem Bereich der Halle präsent [zu] sein«! Sie 
verfüge über die »richtigen pädagogischen Konzepte« (sic!), um rechtspopulisti- 
schen Inhalten zu begegnen. 

Bereits in der Nacht zum Freitag, dem 13. 10., wurde ein Gemeinschaftsstand der 
Zeitschrift Tumult und des Verlags Manuscriptum von linken Aktivisten leerge- 
räumt und mit unflätigen Schmierereien beschmutzt. Der Börsenverein muß sich 
vorwerfen lassen, die angegriffenen Stän- 
de nicht genügend vor linken Chaoten ge- 
schützt zu haben. 

Zur Eskalation kam es einen Tag später, 
als der Antaios-Verlag seine Buch-Neuer- 
scheinung Mit Linken leben von Caroline 
Sommerfeld und Martin Lichtmesz vorstel- 
len wollte. Mit Sprechchören wie »Nazis 
raus« störten rund hundert Demonstran- 
ten die Buchpräsentation massiv. Später 
mußte eine weitere Lesung von Martin Sell- 
ner und Mario Müller, zwei Autoren der Der Messestand des Manuscriptum-Verlags: Alle 
»Identitären Bewegung«, wegen tumultar- Bücher und Hefte sowie das gesamte Werbema- 
tiger Proteste abgebrochen werden. m terial wurden gestohlen. 
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Reparationen Dauerthema in Polen 


Mehr als 72 Jahre nach Ende des Zweiten Weltkrieges erhebt Polen gegenüber 
Deutschland neue »moralische< Forderungen nach Reparationszahlungen. Der 
polnische Außenminister Witold Waszczykowski nannte »forsch eine Summe 
mit zwölf Nullen, die Polen zustehe«, also eine Billion Euro. (FAZ, 5.9. 2017) In 
Kreisen der nationalkonservative Partei PiS kursieren Summen von umgerech- 
net 845 Milliarden Euro bis 1,8 Billionen Euro. Damit würden diese aber wesent- 
lich niedriger liegen als die von der Wochenzeitung SIECI errechneten fünf Bil- 
lionen Euro! 
Im Namen einer »Bewegung für Moralhygiene« (sic) rief eine Gruppe rechter 
Künstler und Intellektueller, darunter der Künstler Wojciech Korkuc, eine Pla- 
katkampagne ins Leben unter dem Motto »Reparationen machen frei«! 
Und was meint die Bundesregierung dazu? Sie verweist zunächst auf jene Er- 
klärung, die die kommunistische polnische Regierung am 21. August 1953 im 
Zuge der Normalisierung ihrer Beziehungen mit der DDR gemacht hat: 
»Mit Rücksicht darauf, daß Deutschland seinen Verpflichtungen zur Zahlung 
von Reparationen bereits in bedeutendem Maße nachgekommen ist und daß die 
Verbesserung der wirtschaftlichen Lage Deutschlands im Interesse seiner fried- 
lichen Entwicklung liegt, hat die Regierung der Volksrepublik Polen den Be- 
schluß gefaßt, mit Wirkung vom 1. Januar 1954 auf die Zahlung von Reparatio- 
nen an Polen zu verzichten.« 


Damit sei die Reparationsfrage abschließend rechtlich wie politisch geregelt. Beim 
Abschluß des Warschauer Vertrags am 7. Dezember 1970 bestätigte Polen übri- 
gens gegenüber der Bundesregierung, daß sich die Verzichtserklärung von 1953 
auf »ganz Deutschland« bezogen habe. Doch manche führende Politiker Polens, 
allen voran Jaroslaw Kaczynski, Parteichef der nationalkonservativen Partei Recht 
und Gerechtigkeit (PiS), und Verteidigungsminister Antoni Macierewicz, entgeg- 
nen, daß die damalige polnische Regierung ihr Land damals ein Marionetten- 
staat der Sowjetunion gewesen sei und die Erklärung von 1953 daher keine Gül- 
a ee könne. Ende 2016 behauptete Kaczynski erneut, die Frage sei 
weiter ungelöst: »Diese Rechnung wurde in den 70 Jahren, die seit 
dem Krieg vergangen sind, niemals beglichen und ist im rechtli- 
chen Sinne noch immer aktuell.« 
Das Abkommen vom 9. Oktober 1975 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Volksrepublik Polen über Renten- und 
Unfallversicherung verpflichtete die deutsche Sozialversicherung 
zur Zahlung von 1,3 Milliarden DM an Polen. Neben diesem Betrag 
| erhielt Polen bei einem Zinssatz von 2,5 Prozent einen Kredit in 
Höhe von 1 Milliarde DM auf 25 Jahre mit anfangs fünf Freijahren. 


Polens Verteidigungsminister Antoni Macierewicz. Sein Kollege Außen- 
minister Witold Waszczykowski spricht von »moralischen« Forderungen. 
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Karl-Georg Wellmann. In einem offenen Brief in der Zeitung Gazeta 
Wyborcza erinnerte der CDU-Abgeordnete, daß Polen infolge des 
Zweiten Weltkriegs fast einen Fünftel des deutschen Territoriums er- 
halten hat. 


Die Zinsdifferenz hatte und hat immer noch der Bundeshaushalt 
zu tragen 


Am Rande der Beratungen über den deutsch-polnischen Nach- 
barschaftsvertrag von 1991 einigten sich Deutschland und Polen 
auf eine Regelung noch offener Entschädigungsfragen. Dafür 
wurde eigens die Stiftung »Polnisch-Deutsche Aussöhnung« in 
Warschau gegründet. Über sie flossen zunächst 500 Millionen DM nach Polen; es 
folgten weitere Zahlungen in Höhe von fast zwei Milliarden DM an besonders 
betroffene polnische Opfer des Nationalsozialismus, unter anderen an noch le- 
bende ehemalige polnische Zwangsarbeiter. 


In seinem Buch Polen - ein Ärgernis? (S. 343 ff.) hat Hans Meiser die von der 
Bundesrepublik Deutschland an Polen ab 1965 geleisteten Zahlungen - einschließ- 
lich Folgezahlungen von westdeutschen Banken - auf insgesamt 20 Mrd. DM (10 
Mrd. Euro) beziffert 

In Wirklichkeit wird die deutsche »Kriegsschuld< zu politischen Zwecken instru- 
mentalisiert. Daß das Thema Reparationen nach wie vor vor sich hinbrodelt, 
kommt es der amtierenden nationalkonservativen Partei PiS außen- wie innen- 
politisch geradezu recht. 

In seiner 2016 erschienenen Autobiographie behauptet Jaroslaw Kaczynski, Po- 
lens mächtigster Mann, man müsse das schlechte Gewissen anderer Länder 
gegenüber Polen nutzen. Und der stellvertretende Verteidigungsminister Bar- 
tosz Kownacki meinte kürzlich gar: »Heute belehren uns die Kinder und Enkel 
von Verbrechern, was Demokratie ist. Sie sollten lieber schweigen.«Der Kritik 
am heutigen Regierungshandeln Polens in Sachen Immigration, Justizreform 
und Meinungsfreiheit vor allem aus Brüssel und Berlin soll dadurch die Spitze 
genommen werden. 

Und innenpolitisch? Reichlich Wasser auf die Mühlen der polnischen »hardli- 
ner< dürften zuletzt an sich harmlose Äußerungen der noch amtierenden Bun- 
desverteidigungsministerin Ursula von Leyen gebracht haben. Diese hatte in 
einer ZDF-Talkshow am 2. November 2017 »den gesunden demokratischen Wi- 
derstand der jungen Generation in Polen« gelobt, den man unterstützen müsse. 
Sofort warf ihr Polen Einmischung in innere Angelegenheiten vor; es sei »inak- 
zeptabel«, daß die Ministerin eines Nato-Mitgliedsstaates »die Bürger eines an- 
deren Staates zu regierungsfeindlichen Aktionen aufruft und sie gutheißt«. Der 
deutsche Militärattach& in Polen wurde einbestellt. Das war ein willkommener 
Anlaß, kritische Äußerungen zu innenpolitischen Zwecken zu skandalisieren. 
Einerseits wolle man in Warschau Pressionen aus Brüssel und Berlin entgegen- 
wirken, andererseits die in Polen erstarkende Opposition, die das Vorgehen der 
Regierungspartei kritisiert, in Schranken halten. mM.K. 
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Andenken an Heimatvertriebene bewahren, Versöhnung 
in Europa fördern und deutsche Minderheiten unterstützen! 


Dreizehn Abgeordnete der AfD-Fraktion im 19. Deutschen Bundestag haben am 
15. November 2017 auf einer Arbeitssitzung in Berlin beschlossen, eine Gruppe 
zu gründen, die sich vornehmlich mit den Anliegen der Heimatvertriebenen, 
Aussiedler und der deutschen Minderheiten im Ausland beschäftigen wird. Als 
Sprecher des Komitees wurde der Abgeordnete Stephan Protschka gewählt. Kon- 
takt: stephan.protschka@bundestag.de 

Nach dem jahrelang einige wenige Abgeordnete der Union die Anliegen der 
deutschen Minderheiten im Ausland und der Vertriebenen und Aussiedler im 
Inland wahrgenommen haben, ist diese Aufgabe jedoch in den letzten Jahren 
mit einem zunehmenden Desinteresse der Fraktionsführung konfrontiert gewe- 
sen. Das ist der überparteilichen und überkonfessionellen Arbeit der Vertriebe- 
nenverbände unwürdig. 

Mit einer künftigen Gruppe für Heimatvertriebene, Aussiedler und deutsche 
Minderheiten bekräftigen die teilnehmenden Abgeordneten ihr Bekenntnis zum 
Schicksal der deutschen Heimatvertriebenen, ihre Hoffnung auf eine echte Ver- 
söhnung in Europa und eine tragfähige Politik für die deutschen Minderheiten 
in der Welt. 

Bis März 2018 wolle man eine Präambel erstellt haben. Bereits Ende März 2017 
gründete sich in Baden-Württemberg die AfD-Initiative »Vertriebene, Aussiedler 
und deutsche Minderheiten<(VAdM) (Quelle: u.a. journalistenwatch - Journal 
für Medienkritik und Gegenöffentlichkeit) 


Überwachung durch Rauchmelder? 


In zahlreichen Bundesländern sind Rauchmelder in Wohnungen inzwischen 
Pflicht. Lediglich in Thüringen, Berlin, Brandenburg und Sachsen gibt es noch 
keine Einbaupflicht in Altbauten. Dagegen müssen alle neuen Häuser bereits 
standardmäßig damit ausgestattet sein. Schätzungen zufolge sterben in der Bun- 
desrepublik jedes Jahr rund 500 Menschen durch Feuer, mehr als die Hälfte 
davon nachts im Schlaf. Nun hat es sich herausgestellt, daß Rauchmelder in- 
zwischen in der Einbruchskriminalität einen zunehmend bedeutenden Anreiz 
darstellen - da sie zentral an der Decke hängen und, mit einer Minikamera 
versehen, Einbrechern einen guten Überblick über den gesamten Raum bieten. 
Noch besorgniserregender: Kein Geringerer als Jochen Homann, Leiter der Bun- 
desnetzagentur in Bonn, meinte in einem Interview mit der Berliner Zeitung, daß 
nahezu jeder Alltagsgegenstand zum Spion werden könne. Im Internet würden 
sich meist für nur zweistellige Euro-Beträge zahlreiche Angebote mit Geräten für 
verdeckte Beobachtungen finden - stationär in Wohnungen etwa in Lampen, 
Weckern oder Wanduhren oder für mobiles Ausspähen zum Beispiel in Schlüs- 
selanhängern oder gar in Kugelschreibern! (Quelle: Berliner Zeitung) 
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Martin Lichtmesz u. Caroline Sommerfeld 
Mit Linken leben 


N Die Linke kommt mit uns nicht mehr zurecht, das hat die Buchmes- 
N, Sc 2017 bewiesen. Aber: Wir müssen mit den Linken leben. Wie soll 
Nee das gehen? Martin Lichtmesz und Caroline Sommerfeld wissen, wie 
es gehen könnte, und haben ein Buch voller Witz und Schärfe ge- 
schrieben. Wer schon immer wissen wollte, wie man einer Diskussi- 
on mit Linken am besten begegnet und warum man dumme Fragen 
lieber unbeantwortet läßt oder mit einer noch dümmeren Frage kon- 
tert - hier kommt die Verhaltenslehre für den Alltag mit Linken. (328 
S., kart. € 18.-) 


Hans-Hermann Hoppe - 
Demokratie - Der Gott, der keiner ist 


Demokratie - so der Autor - begünstigt Kurzsichtigkeit, Kapital- 
verschwendung, Verantwortungslosigkeit und moralischen Relativis- 
mus, fördert Umverteilung, Rechtsunsicherheit, Egalitarismus und 
Demagogentum und führt zu einem drastischen Anwachsen der Staats- 
macht. Der Staat wird zum Moloch, der sich nicht nur ständig mehr 
Funktionen anmaßt, sondern - per Geldvermehrung und Steuern - 
auch immer hemmungsloser umverteilt und Privateigentum enteignet. 
Der Zusammenbruch dieses Gemeinwesens ist, sofern nicht radikal 
gegengesteuert wird, unvermeidlich. (547 S., geb. € 24.80) 


Ulrike Raich - Martin Luther 


Die Autorin bettet die Geschichte Luthers in die Vor- und Nachge- 
schichte des deutschen Volkes ein und zeigt damit die politische 
Dimension von Luthers Wirken auf. Weder Luther noch seine Zeitge- 
nossen ahnten, welche Spaltung, Konflikte und Kriege seine Erneue- 
rungsbewegung anstoßen würde. Die Folgen für das Reich, wie das 
Ausscheiden der Niederlande, später in Folge dann der Schweiz und 
der Verlust des Elsaß, das Erliegen der deutschen Siedlungstätigkeit 
wie etwa in Schlesien und im Süden ist im geschichtlichen Verlauf als 
Folge der Lutherzeit bedeutend. Raich meint, daß Luther keine Verant- 
wortung für diese Entwicklungen trägt. (112 S., kart., Abb. € 9.20) 


Ralf Küttelwesch - Nordisch-Germanische Vornamen. 
Herkunft, Bedeutung und berühmte Namensträger 


Müssen deutsche Kinder Pascal oder Patrick, Jacqueline oder Jenni- 
fer heißen? Der volkskundige Autor verneint dies mit einem Verzeich- 
nis von mehr als 4500 nordisch-germanischen Vornamen. In diesem 
zeitlosen Nachschlagewerk sind als Anregung zusätzlich berühmte 
Namensträger aufgeführt, die als Vorbilder dienen können. Das Werk 
wird abgerundet durch eine Einleitung mit ausführlichen kulturhi- 
storischen Erläuterungen über die Entwicklung der Vornamen. Na- 
men für den Nachwuchs gibt es somit mehr als genug. Fehlen nur 
noch die komplementären Kinder! (145 S., br. € 12.-) 


Rechtschreibreform — 20 Jahre Chaos 


In den Jahren 1995 und 1996 wurden die wichtigsten Entscheidungen zur Ein- 
führung der mit viel Vorschußlorbeer bedachten Rechtschreibreform von den Kul- 
tusministern gefällt. Danach wurden sie in den Schulen eingeführt. Jahrelang 
war von verantwortungsbewußten Pädagogen erbitterter Widerstand gegen die- 
se mit unglaublichen Manipulationen und mit schweren antidemokratischen 
Maßnahmen durchgesetzte »Reform« geführt worden. Aber die Ministerialbüro- 
kratie ging über den Protest vieler erfahrener Fachleute gegen die Reform einfach 
hinweg. So wandten sich anläßlich der Buchmesse im Oktober 1996 Hunderte 
von Professoren in der »Frankfurter Erklärung zur Rechtschreibreform« gegen 
diese Änderung. Mehrere Volksbefragungen, etwa durch das Allensbacher Insti- 
tut im Jahre 1996, ergaben, daß 75 Prozent der Deutschen diese Änderung der 
Schreibweise ablehnten. Schon im September 1993 hatte der Präsident des Baye- 
rischen Philologenverbandes, Max Schmidt, auf die Frage nach den Leistungen 
der neuen Reform geantwortet: »Das ist deutlich schlechter geworden.« Und der 
seit 30 Jahren als Vorsitzender des Deutschen Lehrerverbandes wirkende Josef 
Kraus hielt in seinem Buch Wie man eine Bildungsnation an die Wand fährt in der 
Überschrift zu einem Kapitel fest: »Rechtschreibung - Schlechtschreibung« . 
Den Gipfel der antidemokratischen Machenschaften stellte die Abstimmung des 
Landtages von Schleswig-Holstein dar. Einstimmig hob er einen erfolgreichen 
Volksentscheid in diesem Land gegen die Reform einfach auf und stellte sich 
damit gegen die erklärte Meinung der großen Mehrheit der Bürger dieses Landes. 
Nach zwei Dezennien steht fest: 

1. Es gibt keine einheitliche Rechtschreibung mehr. Jeder kann schreiben, wie er 

will. Verlage und bedeutende Zeitungen wie die Frankfurter Allgemeine Zeitung 

(FAZ) haben für ihren Gebrauch eine hausinterne Rechtschreibung gebildet. 

2. Die kulturelle Klammer, die mit der Duden-Schreibweise die Österreicher und 

Schweizer bisher mit den Bundesbürgern verband, ist aufgelockert worden. 

3. Die Rechtschreibfehler in den Schulen haben sich nach Einführung der neu- 

en Schreibweise nicht verringert, wie versprochen wurde, sondern stark ver- 

mehrt. 

4. Die Reform hat viele Milliarden Euro gekostet. 


Der seit jeher antideutsch eingestellten Linken, die vor allem die Reform durch- 
setzte, ist wieder ein Schritt in Richtung Volksauflösung gelungen: Die deutsche 
Kultur hat schweren Schaden erlitten. 

Mit der Rechtschreibreform konnten die Linken nach den Schulreformen aus der 
Zeit nach 1968 einen zweiten großen Erfolg bei der Zerstörung der deutschen 
Kultur und der Abschaffung des deutschen Volkes verbuchen. Das deutsche Bür- 
gertum, das immer noch an die CDU/CSU glaubt und ihr Vertrauen schenkt, hat 
in seiner Mehrheit noch nicht erkannt, daß es wie immer in den letzten Jahrzehn- 
ten von der SPD vorgeführt wurde. Die Partei der Mitte ist bei jeder dieser politi- 


14 


schen Grundfragen des deutschen Volkes nach einigem Widerstand schließlich 
umgefallen und hat der volkszerstörenden Macht der Linken nachgegeben. 
»Deutschland schafft sich ab« wird immer mehr Wirklichkeit. 

Eine Mitte Oktober 2017 veröffentlichte Studie des »Instituts für Qualitäts- 
entwicklung im Bildungswesen« über den Bildungstrend 2016 offenbarte erschrek- 
kende Defizite bei jungen Deutschen und dürfte reichlich Wasser auf die Mühlen 
der Kritiker der Rechtschreibereform und der schulischen Ausrichtung der letz- 
ten beiden Jahrzehnte gegossen haben. Besagtes Institut hatte die Mathematik- 
und Deutschkenntnisse von 29 259 Viertkläßlern bundesweit getestet. Im Fach 
Deutsch haben sich die Leistungen der Viertkläßler deutlich verschlechtert, vor 
allem im Kompetenzbereich Orthographie/Rechtschreibung. Zwar erreichen et- 
was mehr als die Hälfte der Schüler noch den Regelstandard oder übertreffen ihn 
sogar. Fünf Jahre zuvor schafften das allerdings noch zwei Drittel der Schüler. 
Insgesamt schwanken die Werte zwischen den Bundesländern - wen wundert 
es? - sehr stark. Während zum Beispiel in Bayern etwa 15 Prozent der Getesteten 
in Orthographie Top-Leistungen erbringen, sind es in Bremen nur 3,1 Prozent. 
(Quelle: Süddeutsche Zeitung 13. 10. 2017) 

Eine nicht unwesentliche Rolle bei dieser verheerenden Entwicklung spielt(e) 
zweifellos die Einführung der Grundschrift an zahlreichen Grundschulen in ganz 
Deutschkland, die zwei Drittel der Deutschen für einen Fehler halten. Die Schreib- 
schrift überfordere Schüler, sagen die Befürworter der neuen Grundschrift und 
befürworten eine Streichung angeblich unnützer Buchstabenverbindungen und 
Schnörkel - »und verkennen damit die Effektivität der Schreibschrift und die 
Kompetenz von Kindern« (Lothar Müller). 

Längst müssen die Grundschüler keine Schreibschrift mehr üben. Nicht wenige 
Experten sind davon überzeugt, daß die Grundschrift (eine Art Druckschrift mit 
wenigen und zudem freiwilligen Verbindungen!) Kinder zu Schreibstotterern macht, 
daß Kinder, die nur noch Druckschrift lernen, zu langsam, zu unleserlich, zu feh- 
lerhaft schreiben, und fordern, die Schreibschrift schnell wieder einzuführen. Dik- 
tate gibt es kaum noch, weil die Kinder nur noch Druckschrift lernen. HR.K. 


»Gymnasien, die nicht 
einmal in der Lage sind, 
dafür zu sorgen, daß ihre 
Absolventen nach Erlan- 
gen der allgemeinen 
Hochschulreife die 
deutsche Rechtschreibung 
beherrschen, stellen sich 
selbst ein Armutszeugnis 
aus.« Hannah Bethke, 
Politikwissenschaftlerin an 
der Universität Greifswald, 
in: FAZ, 26. 3. 2014. 


Imperia-Verhüllung: kein Akt der Volksverhetzung 


Am frühen Morgen des 14. Oktober 2017 bot sich den Passanten am Konstanzer 
Hafen ein befremdender Anblick: Unbekannte hatten die riesige Beton-Statue 
der Imperia schwarz verhüllt. Das offenbar eigens dafür angefertigte Gewand 
erinnerte an eine Burka, wie sie manche musilimische Frauen tragen. 

Unter der zehn Meter hohen Figur zudem hatten die Täter 

ein Banner mit der Aufschrift »Aus meinem Schoß gedeih’ 
/ Europas neue Tyrannei« angebracht, was unschwer auf 
eine politisch motivierte Tat hinwies, zumal unter dem 
Schriftzug die Abbildung eines Säbels zu sehen gewesen 
war. Die Verhüllung hielt nur wenige Stunden an, mußte 
aber mit Hilfe der Höhenrettungsgruppe der Freiwilligen 
Feuerwehr Konstanz mit großem Aufwand rückgängig ge- 
macht werden. 
Die neun Meter hohe und 18 Tonnen schwere Imperia-Sta- 
tue hatte der Künstler Peter Lenk 1993 als satirischen Bei- 
| trag zur Erinnerung an das Konstanzer Konzil (1414-1418) 
| geschaffen und gilt seitdem als Wahrzeichen der Stadt Kon- 
stanz. Bereits am selben Tag nahm die »Identitäre Bewe- 
gung Schwaben« im sozialen Netzwerk Facebook die Akti- 
on für sich in Anspruch. Sie habe unter anderem gegen die 
»unterdrückerische Gesinnung des Islams« und Familien- 
nachzug von Flüchtlingen protestieren wollen. 


Auf jeden Fall hat die Aktion die betroffenen Behörden in 
Verlegenheit gebracht. Nach Auffassung der Polizei sei der 
Tatbestand der Volksverhetzung (Paragraph 130 des Straf- 
gesetzbuchs) nicht erfüllt, da keine Verunglimpfung einer 
bestimmten Gruppe oder Nationalität erfolgt sei. 


Dem Polizeisprecher zufolge laute der Ermittlungsansatz 
nun »Sachbeschädigung«, was nicht so einfach sein dürfte, 
da der Gegenstand - die Statue - nicht verändert bzw. in 
ihrer Substanz nicht beeinträchtigt wurde. Paragraph 303 StGB) legt jedoch fest: 
»Wer unbefugt das Erscheinungsbild einer fremden Sache nicht nur unerheb- 
lich und nicht nur vorübergehend verändert«, werde bestraft. 


Und wenn eine Sachbeschädigung tatsächlich vorgelegen haben sollte, stellt 
sich die Frage nach der Haftbarkeit. Im Strafrecht gilt das Schuldprinzip, wo- 
nach eine Tat individuell und persönlich begangen wird. Bislang hat sich aller- 
dings die Identitäre Bewegung als gesamte Gruppe zu der Verhüllung bekannt, 
so daß niemand als einzelne Person schuldig gemacht werden kann. 

Das leuchtet ein. Aber warum ermittelt gerade der Staatsschutz in dieser Angele- 
genheit, wenn es sich tatsächlich nur um eine »Sachbeschädigung« und nicht 
um eine »staatsbedrohende Aktivität< gehandelt hat? 
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Mit derartigen Aktionen will die vom Verfassungsschutz als rechtsgerichtet ein- 
gestufte Identitäre Bewegung ein breites öffentliches Medienecho erzeugen. Ende 
August 2016 waren beispielsweise etwa fünfzehn IB-Aktivisten auf das Bran- 
denburger Tor in Berlin geklettert. (Quelle: u.a. Südkurier) mM.K. 


George Soros will »offene Gesellschaft« erzwingen 


Mitte Oktober übertrug der 87jährige George Soros einen Teil seines Vermögens 
in Höhe von rund 18 Milliarden Dollar an seine 1984 gegründete Stiftung »>Open 
Society<. Diese Spende - die zweitgrößte Summe, die jemals privat für eine Stif- 
tung gespendet wurde - macht aus der »Öpen Society Foundation< die zweit- 
reichste Nichtregierungsorganisation (NGO) der USA nach der Stiftung von Bill 
und Melinda Gates. Soros’ Stiftung hat 40 Niederlassungen und Sub-Stiftungen 
weltweit und finanziert eine Armee von NGOs, die mit ihren Kampagnen massi- 
ven Einfluß auf die Politik und auf die Medien nehmen. 

Soros’ Spenden erfolgen meistens nicht zu rein karikativen Zwecken, sondern 
zu politischen. Viele Regierungen werfen Soros vor, die Souveränität der Staaten 
aushöhlen und diese letztendlich destabilisieren zu wollen. Rußland wirft ihm 
vor, die Ukraine gegen Moskau aufgebracht zu haben und für die Rubel-Krise in 
den neunziger Jahren mitverantwortlich gewesen zu sein. Großbritannien ist ver- 
ärgert, weil er mit seinen Hedgefonds gegen die Bank of England gewettet hatte. 
Soros will mit seinen »>Open Society Foundations« offene Grenzen und die offene 
Gesellschaft durchsetzen. Das heißt: mehr Globalismus, mehr Massenmigrati- 
on, mehr Gender, mehr Multikulti. Ungarns Ministerpräsident Viktor Orbän wirft 
dem US-Milliardär vor, die europäischen Ethnien »auszudünnen« und »ein ge- 
mischtrassiges Europa« erschaffen zu wollen, vor allem mit Hilfe einer illegalen 
Immigration und damit einer anonymen gemischten Masse«, die unsere Identi- 
tät ausrotten soll. 

In einem Rundfunk-Interview betonte Orbän außer- 
dem, daß Soros wichtige Verbündeten an sämtlichen Nemzeti Konzultäcio m 
Schaltstellen innerhalb der EU und somit einen er- | | 
heblichen Einfluß auf das Europäische Parlament A SOROS-TERV ROL | 
und alle bedeutenden EU-Institutionen habe. ® 


Ein halbes Jahr vor der Parlamentswahl in Ungarn 
verschickte die Orbän-Regierung einen Fragebogen an 
Millionen wahlberechtigter Ungarn. Darin geht es um die 
Flüchtlingspläne des ungarischstämmigen Milliardärs 
George Soros. Viktor Orban ist überzeugt: »George Soros 
hat Menschen gekauft, er hat Organisationen gekauft, er 
läßt sie aus seiner Hand fressen!« In diesem Zusammen- 
hang empfiehlt das Freie Forum William Engdahls letztes 
Buch Geheimakte NGOs (278 S., geb. € 22.95) 


5. kerdes | 
rw aut is el akarla ern, 1 


| 


tet biincselekmervekert | 


Ön mit gondol erröl? | 
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Kurzmeldungen 


Sperrklausel in NRW gefallen. Mit Urteil vom 21. November 2017 hat der Verfas- 
sungsgerichtshof Nordrhein-Westfalen (NRW) in Münster die von den Altpartei- 
en in die Landesverfassung eingefügte 2,5%-Sperrklausel bei Kommunal- und 
Kreistagswahlen für verfassungswidrig erklärt. Mit erfrischend deutlichen Wor- 
ten stellten die Richter klar, daß rein abstrakte Überlegungen betreffend eine le- 
diglich theoretisch mögliche Gefährdung der Funktionsfähigkeit der Räte zur 
Rechtfertigung eines Eingriffs in die Erfolgswertgleichheit der Wählerstimmen 
nicht ausreichen. Der verfassungsändernde Gesetzgeber sei insoweit nämlich 
denselben Rechtfertigungsanforderungen unterworfen wie der einfache Gesetz- 
geber. Die danach gebotene empirische Analyse der Erfahrungen der letzten 18 
Jahre, in denen keine Sperrklausel gegolten habe und keinerlei Probleme zutage 
getreten seien, habe der Gesetzgeber pflichtwidrig nicht vorgenommen. Zudem 
betonten die Richter, daß es nicht Aufgabe des Parlaments sei, das politische 
Meinungsspektrum mittels Sperrklauseln einzuengen. Das Urteil, das auf eine 
Klage der NPD mit ihrem Prozeßvertreter, Rechtsanwalt Peter Richter, zurück- 
geht, ist nicht anfechtbar. (Quelle: NPD) 


Übelste Gesinnungsjustiz. Weil ein mehrere Jahre in Salzburg lebender Bundes- 
deutscher dort ein (österreichisches) Autokennzeichen mit den Ziffern 88 ver- 
wendet hatte, die laut Anklage als Code für »Heil Hitler« gelten, wurde er wegen 
nationalsozialistischer Wiederbetätigung von einem Geschworenengericht nach 
5 3g Verbotsgesetz verurteilt und erhielt eine Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
auf Bewährung (bei drei Jahren Probezeit). Der Mann habe damit seine Präferenz 
für den Nationalsozialismus in aller Öffentlichkeit zur Schau gestellt. Der Straf- 
rahmen des NS-Verbotsgesetzes, das bereits 1945 erlassen und nun in der Fas- 
sung des Jahres 1947 gilt, reicht von einem Jahr bis zu zehn Jahren Haft, bei 
besonderer Gefährlichkeit des Täters kann auf bis zu 20 Jahren Freiheitstrafe 
erkannt werden. (Quelle: ORF) 


Deutsche Verwaltungsgerichte kollabieren. Robert Seegmüller, Vorsitzender des 
»Bundes Deutscher Verwaltungsrichter<, schlägt Alarm. Zur Zeit seien vor deut- 
schen Gerichten die Klagen von 250.000 illegalen Asylbewerben anhängig. Seeg- 
müller erwartet im Gesamtjahr 2017 eine Verdoppelung der Verfahren gegenüber 
2016. Die Internetplattform »Journalistenwatch« wirft der NGO »Pro Asyl« vor, 
abgelehnten Asylbewerbern zu raten, gegen ihre Bescheide zu klagen. Von den 
2016 gefällten 696000 Asylentscheidungen seien 24,8 Prozent beklagt worden; 
die wichtigste Quote weise Pakistan mit 53,2 Prozent auf! (Quelle: u.a. Welt, An- 
onymous Kollektiv) Besonders in Berlin, wo die Staatsanwaltschaft selber zugibt: 
»Wir sind am Ende, wir können nicht mehr«, ist das Rechtssystem völlig zusam- 
mengebrochen. 19 von 21 Strafkammern haben demnach Überlastung angezeigt; 
wegen der Engpässe ist die rechtzeitige Eröffnung von Hauptverhandlungen vier 
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Monate nach der Anklage gefährdet. In der Bundeshauptstadt sind 
nämlich insgesamt 26 708 Ermittlungsverfahren unerledigt, am Amts- 
gericht Tiergarten gibt es 24401 offene Strafverfahren. Die Staatsan- 
waltschaft befürchtet Freilassungen von tatverdächtigen Kriminel- 
len aus der Untersuchungshaft: »Eine tat- und schuldangemessene 
Ahndung von Straftaten ist beim Landgericht nicht mehr zu erwar- 
ten.« (Quelle: Rainer Zitelmann, unter: Wallstreet-online.de) 


Skandalöses Urteil in Göttingen. Der 24jährige Lars Steinke, Lan- 
desvorsitzender der >»Jungen Alternative< (JA) Niedersachsen, war 
wiederholt das Angriffsziel linksextremer Gewalttäter (unter ande- 
rem brannte sein Auto im März 2017 vor dem Wohnhaus) geworden. 
Daraufhin kündigte ihm die Vermieterin den Mietvertrag, da die 
Gewaltexzesse der Antifa Auswirkungen auf das Mietobjekt haben 
könnten. Auf Steinkes Zurückweisung der Kündigung folgte eine 
Räumungsklage. Der Streit um den Mietvertrag gelangte schließlich 
bis vor Gericht. Dort bestätigte das Amtsgericht Göttingen am 2. No- 
vember 2017 die Kündigung. Das Gericht beschuldigte Steinke gar 
der »arglistigen Täuschung«, da er gegenüber der Vermieterin seine 
Mitgliedschaft in der AfD nicht bekannt gegeben habe. Außerdem sei 
er sich dieser Gefahr bewußt gewesen, da er im Internet selbst auf 
Antifa-Aggressionen gegen sich hingewiesen habe. Die Anfechtung 
der Vermieterin gegen den Mietvertrag sei daher rechtens. Man kann 
ahnen, welche Auswirkungen ein solches Urteil gegen politisch An- 
dersdenkende haben könnte und wie die Entscheidung wohl ausge- 
fallen wäre, wenn der Politiker zur Linkspartei oder gar zur Antifa 
gehört hätte. Steinke kündigte an, gegen das Urteil in Berufung zu 
gehen. 


Universität als Resozialisierungsanstalt (Recycling) für gescheiter- 
te Politiker? Volker Beck, der seit 1994 dem Bundestag ununterbro- 
chen angehörte und in diesem Jahr von seiner Partei, den Grünen, 
nicht mehr als Kandidat aufgestellt wurde, wird ab dem Winterse- 
mester 2017/2018 an der Ruhr-Universität Bochum lehren! Am Cent- 
rum für Religionswissenschaftliche Studien (CERES) soll er ein Se- 
minar über Religionspolitik in der Praxis geben (Quelle: Radio Vatikan). 
Das Pikante dabei: Der Grüne hat zwar Kunstgeschichte, Geschichte 
und Germanistik studiert, jedoch keinen Abschluß erreicht! Beson- 
ders bekannt wurde Beck durch sein hartnäckiges Eintreten für LGBT- 
Rechte (Lesben, Schwule, Bisexuelle und Transgender) und ganz kon- 
kret für die Ehe für alle. In den letzten Jahren war Beck im Zuge der 
Pädophilen-Affäre bei den Grünen und wegen eines Drogenverge- 
hens (Crystal Met) im März 2016 in die Schlagzeilen geraten. 


18 


Jens Gnisa, Vorsit- 
zender des Deut- 
schen Richterbun- 
des, beklagt eine 
schleichende Ero- 
sion des Justizsy- 
stems. 150 000 
Haftbefehle wür- 
den derzeit nicht 
vollstreckt. 


Der AfD-Nach- 
wuchspolitiker 
Lars Steinke. 


Beck - einer der 
entschiedensten 
Kämpfer für die 

Ehe für alle. 


Staatliche Überwachung. Bei der Deutschen Post sind 1500 Mitarbeiter damit 
beschäftigt, die Briefe und Pakete von sogenannten »Verdächtigen« herauszusu- 
chen und deutschen Sicherheitsbehörden auszuhändigen. Der Staat überwacht 
auf diese Weise geschätzte 15 Millionen Postsendungen pro Jahr, davon 14,8 
Millionen widerrechtlich. Das geht aus dem Antwortschreiben des Bundes- 
innenministeriums auf eine Anfrage der Linkspartei hervor! Wie viele Poststücke 
jährlich vom Verfassungsschutz und Fahndern geöffnet werden, wollte die Re- 
gierung nicht beantworten. (Quelle: u. a. taz, 16. 9. 17) 


Bundesinnneminister offen für muslimische Feiertage. Thomas de Maiziere 
hat im niedersächsischen Wolfenbüttel eine Diskussion angeregt, ob es in Regio- 
nen mit vielen Muslimen Feiertage für sie geben solle. Der Zentralrat der Muslime 
in Deutschland hat die Äußerungen de Maizieres begrüßt. Solche Feiertage wä- 
ren integrationsfördernd, sagte der Vorsitzende Aiman Mazyek gegenüber dem 
Evangelischen Pressedienst. (Quelle: Frankurter Rundschau 13. 10. 17) Empörende 
Reaktionen aus der berufspolitischen Kaste waren kaum zu vernehmen. Die An- 
fang des Jahres aus der CDU ausgetretene Frika Steinbach meinte auf Twitter: 
»Die Unterwerfung schreitet voran. . .« 


Spott und Hohn für Thomas de Maiziere? Der noch amtierende Bundesinnen- 
minister hat am 25. August 2017 die Internetseite linksunten.indymedia.org ver- 
boten. Es handele sich um die bedeutendste Internetplattform für gewaltbereite 
Linksextremisten in Deutschland, sagte damals der Minister. Bei Durchsuchun- 
gen im Umfeld der Betreiber in Freiburg i. Br. seien Laptops, Messer, Schlagstöcke 
und Rohre gefunden worden. Die Seite laufe »nach Zweck und Tätigkeit den 
Strafgesetzen zuwider«, hieß es. »Der Weiterbetrieb ist ab sofort eine Straftat«, 
sagte der Innenminister. Ziel sei die Zerschlagung der Vereinsstruktur und die 
Beschlagnahmung des Vereinsvermögens. Nach nur drei Tagen nach dem ver- 
hängten Verbot war das Haßportal linksunten wieder online! Auf Nachfrage, wie 
das sein könne, verweigerte die Regierung die Auskunft. 


Polygamie lohnt sich! Aus Montabaur wurde jüngst der Fall eines syrischen 
Geschäftsmannes bekannt, dem mit vier Frauen und 23 Kindern eine Familienzu- 
sammenführung zuteil wurde. Laut einer Expertenbewertung beziehen alle zu- 
sammen bis zu 360000 Euro Sozialhilfe pro Jahr. Da polygame Ehen in Deutsch- 
land juristisch nicht anerkannt werden können, habe sich das Familienoberhaupt 
entscheiden müssen, mit welcher seiner vier Frauen er eine Bedarfsgemeinschaft 
bilden möchte. Danach sei die Familie auf mehrere nahe liegende Städte verteilt 
worden. (Quelle: Rhein-Zeitung, 23. 9. 17) Einen Job habe der 49jährige Gazha A. 
bislang nicht gefunden. Wahrscheinlich hätte der Familienvater auch kaum Zeit 
für echte Arbeit, da er ja meistens unterwegs sei: »Nach unserer Religion habe ich 
die Pflicht, jede Familie gleichermaßen zu besuchen und bei ihnen zu sein, keine 
zu bevorzugen!«, erklärte Gazha, der die ganze Woche lang von einer seiner im 


Umkreis von 50 Kilometer lebenden Familien zur nächsten pilgere, gegenüber der 
Bild. 
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Sieben Thesen gegen Denglisch und Genderei. Mit »Sieben Thesen gegen Deng- 
lisch und Genderei in den Kirchen« anläßlich des 500. Jahrestags der Reformation 
am 31. Oktober hat die Vierteljahreszeitschrift Deutsche Sprachwelt die Evangelische 
Kirche dazu aufgerufen ihre Sprache gründlich zu überdenken. Martin Luther habe 
mit seiner Bibelübersetzung die Grundlage für eine für eine einheitliche deutsche 
Schriftsprache geschaffen, doch diese sei durch Denglisch und Genderei in Ge- 
fahr. Der Zeitgeist habe leider die Kirche erobert und mit denglischen Bezeichnun- 
gen wie »After Work Gottesdienste«, »Lutherkids«, »Praystation« den Heiligen 
Geist vertrieben. Zeitgeistliches Wortgeklingel lenke von der Frohen Botschaft ab, 
und die sprachliche Verflachung der Kirchensprache stehe der Glaubenstiefe ent- 
gegen, denn »politische Korrektheit« nähmen die zeitgeistlichen Pfarrer wichtiger 
als sprachliche und biblische Wahrheit, wenn etwa in der Bibel das 6. Gebot verän- 
dert werde zu »Verletze keine Lebenspartnerschaft« statt »Du sollst nicht Ehe bre- 
chen«. Besonders der Jugend biedere sich die Evangelische Kirche mit Denglisch an 
(Quelle: Deutsche Sprachwelt u. Junge Freiheit, 3. 11. 2017). 


Noch mehr Gesinnungsjustiz? Nach den gewaltfreien Protesten von Teilen der 
sächsischen Bevölkerung gegen das Auftreten führender BRD-Politiker in Dres- 
den zum »>Tag der deutschen Einheit« am 3. Oktober, bei denen Gauck, Merkel, 
Roth & Co. für ihre Überfremdungspolitik mit Pfiffen, Buh- und Schmährufen 
überzogen wurden, zeigten sich linke Lohnschreiber wie Heribert Prantl von der 
Süddeutschen Zeitung empört darüber. Er sprach ihnen in einem Video-Kurzbei- 
trag ab, »Demonstranten« zu sein, nannte sie Mafia, forderte »eine andere Reak- 
tion der Polizei« und warf der Justiz vor, zu mild gegen diese ihm unliebsame 
Personengruppe zu urteilen. (Quelle: Süddeutsche Zeitung online) 


Universitätsprofessor vor Rauswurf? Die Universität Leipzig hat 
eine Untersuchung gegen den Professor Thomas Rauscher eingelei- 
tet wegen angeblichen Rassismus. Der 62jährige Lehrstuhlinhaber 
hatte sich in mittlerweile gelöschten Tweets für »ein weißes Europa 
brüderlicher Nationen« ausgesprochen. Linksradikale Studenten or- 
ganisierten daraufhin lautstarke Proteste. Der Jura-Professor konsta- 
tiert verbittert: »Wir kamen nach der Wende aus dem Westen, um 
den Rechtsstaat zu bringen; was ist daraus geworden!)« Thomas 
Rauscher zeigt sich in einem Interview bestürzt über das Aushebeln 
des Rechtsstaats, so wie er es erleben mußte, und wolle »nichts auf 
sich sitzen lassen«. Und vor allem: »Wir schulden den Afrikanern Th, Rauscher, der 
und Arabern nichts.« (Quellen: Junge Freiheit, 24. 11. 17, u. wegen öffentlicher 
epochtimes.de, 5. 12. 17) Äußerungen, die 


als »rassistisch« 
interpretiert wer- 
den, unter star- 
kem Druck steht, 
meint: »Ich bin 
konservativ!« 


Köln und kein Ende. Vor Hunderten von Jahren war Halloween ein 
Herbstfest der Druiden im alten England. Über die »Volks<bräuche 
am Abend und in der Nacht vor Allerheiligen kann man geteilter 
Meinung sein; man denke unter anderem an die sogenannten »Zom- 
bie-Walks«, die inzwischen in mehreren deutschen Großstädten statt- 
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finden - darauf möchte diese Kurznachricht jedoch nicht eingehen. In der Hal- 
loween-Nacht geriet ein »Zombie-Walk« in der Essener Innenstadt aus dem Ru- 
der. Rund 200 Männer - laut Polizei überwiegend »Südländer und Nordafrika- 
ner« - in Kleingruppen provozierten mit aggressiven Pöbeleien die verkleideten 
Teilnehmer des Umzugs und suchten Streit. Im Hauptbahnhofbereich kam es 
gar zu verbalen Provokationen und Körperverletzungen. Der Bahnhof mußte für 
rund eine Stunde gesperrt werden. 1200 Platzverweise wurden ausgesprochen. 
Auch in Köln kam es in der Halloween-Nacht zu Ausschreitungen in der Innen- 
stadt. »Teilweise stark alkoholisierte und aggressive Männergruppen vermehrt 
arabischen und nordafrikanischen Aussehens«, laut Polizeisprecherin insge- 
samt mehrere hundert Personen, hätten die Polizisten und Passanten derart 
angepöbelt, daß die Polizei 100 Mann Verstärkung habe hinzurufen müssen. Es 
sei schwer einzuschätzen gewesen, wie sich die Lage sonst entwickelt hätte, 
meinte die Sprecherin. In drei Fällen sei es gar zu Sexualdelikten gekommen. 
(Quelle: u. a. Focus, FAZ und Junge Freiheit) 


Förderung des linken Gesinnungsterrors. Die Ausgaben des Bundes für den 
sogenannten >»Kampf gegen Rechts< haben sich seit dem Jahr 2013 mehr als ver- 
doppelt. Die Mittel seien von 46,4 Millionen Euro auf 116,5 Millionen Euro ge- 
stiegen, heißt es in einer Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage des 
AfD-Abgeordneten Stephan Brandner. Zu den Mittelempfängern gehört auch 
die unsägliche Amadeu-Antonio-Stiftung. (Quelle: Junge Freiheit) 


BRD wird Überwachunsgsstaat 
Gesellschaft für freie Publizistik verurteilt Zensurgesetze 


Der Überwachungsstaat ist auf dem Vormarsch. Kanzlerin Merkel und Ju- 
stizminister Maas haben zum Ende der Legislaturperiode Gesetze durchge- 
peitscht, die sogar von regierungsnahen Fachleuten als verfassungswidrig 
angesehen werden. 


Das Netzwerkdurchsetzungsgesetz legalisiert die staatliche Zensur von In- 
ternetseiten und Social Media Plattformen, hinzu kommt eine Reihe von Ge- 
setzen, welche die staatliche Spionage in Computern, Handys und Daten- 
banken durch »Trojaner< und die Datenspeicherung ermöglichen sollen. 


Die GfP sieht diese Maßnahmen als Beweis dafür an, daß die Furcht der 
herrschenden »Eliten« vor einer Opposition so stark geworden ist, daß sie die 
Gängelung der Bürger durch die regierungsnahen Medien nicht mehr als 
ausreichend betrachten. 


Die GfP ruft alle Bürger auf, sich gegen diese schleichende Zensur und gegen 
die Unterdrückung der Meinungsfreiheit und Rechtsstaatlichkeit zu weh- 
ren. 
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DER WIND SCHLÄGT UM 


Wir hören es am Toben unsrer Feinde; 
wissen es im Kreise unsrer Freunde; 
und mancher Enkel fragt nun schon: Warum? 
— Der Wind schlägt um! — 

Die Seele ringt sich frei aus tiefem Schlamme; 
in deutschen Herzen lodert neu die Flamme! 
Und manch gebeugter Nacken reckt sich stumm. 
— Der Wind schlägt um! — 

Der Deutsche kann nicht mehr in Knechtschaft leben 
Gerechtigkeit beginnt sich zu erheben, 
Nicht jeder Richter macht den Rücken krumm. 
— Der Wind schlägt um! — 

Die Deutschen hören auf, sich zu bekriegen, 
und wissen: Nur gemeinsam kann man siegen! 
Und lauter wird der Ruf um uns herum: 


DER WIND SCHLÄGT UM! 
RENATE SCHÜTTE 


Jahreswechsel 2017/2018 
Liebe Mitglieder und Freunde der »Gesellschaft für freie Publizistik«, 


ja, der Wind schlägt um. Die zaghaften, aber spürbaren politischen Verände- 
rungen haben diesen Wind aufbrausen lassen. Die Zukunft wird zeigen, ob die 
Kraft auch für einen Sturm ausreicht. Für unser Volk wird es allerhöchste Zeit. 
Nur wir gemeinsam können das schaffen! Die »Gesellschaft für freie Publizistik« 
wird sich auch in Zukunft mit ganzer Kraft für die Belange des Deutschen 
Volkes einsetzten und braucht dazu Ihre Unterstützung (auch durch Bestellung 
der Kongreßbroschüren der GfP; lieferbare Jahrgänge auf Anfrage). 

Zum Jahreswechsel wünschen wir Ihnen alles Gute und sagen Danke für 
Ihre Treue und Unterstützung. 

Gesellschaft für freie Publizistik e.V. 


> 


Neue Kongreßbroschüre lieferbar! 
Deutsche Identität - 500 Jahre nach Luther 


Die neue Kongreßbroschüre spannt einen weiten Bogen 
vom Wirken des großen deutschen Reformators mit sei- 
nem aufsehenerregenden Thesenanschlag im Jahre 1517 
bis zur Merkel-Zeit, die von Massenzuwanderung, gei- 
stiger Verwirrtheit, völkischer Selbstaufgabe und 
enthemmtem Gutmenschentum geprägt ist. Mit Beiträ- j 
gen von M. Pfeiffer, B. Clemens, M. Kandil, Chr. v. Men- 
gersen, K. Hammel, A. Jebens, A. Zips u. J. Bacque. 


Veröffentlichungen der 


GESELLSCHAFT FÜR FREIE PUBLIZISTIK e.V 


DEUTSCHE 
IDENTITÄT 


500 Jahre nach Luther 


192 Seiten, broschiert, zahlreiche Abbildungen 
€ 12.80 


KONGRESS-PROTOKOLI, GEB 


Hinweise und Mitteilungen 


Sekretariat der Gesellschaft für freie Publizistik: 
Klosterhof 4 / D-37194 Wahlsburg 
Tel.: 05572-7310 / Klosterhausverlag@gmx.de 
www.gfp-netz.de und www.facebook.com/Freie.Publizistik/ 


GfP-Kongreß 201 8 Bitte vormerken! 


Der nächstjährige Kongreß der Gesellschaft für freie Publizistik 
findet vom 24. bis 26. August 2018 in Thüringen statt. 


Der Kongreßreport 2017 Deutsche Identität - 500 Jahre nach Luther mit dem Text der 
Vorträge, die auf dem Jahreskongreß der GfP Ende August 2017 gehalten wurden, 
wird im Dezember mit dem Freien Forum Nr. 4/2017 zugesandt. Für die Kongreß- 
Broschüre 2016 (Die neue Völkerwanderung - Westliche Kriegspolitik und ihre 
Folgen!) liegt eine Bestellkarte bei. Bitte machen Sie von dem Vorzugsangebot von 
statt € 12,80/nur € 10.- ausreichend Gebrauch und unterstützen Sie damit die 
Arbeit der Gesellschaft für freie Publizistik! 


Fundstück des Monats 


Rainer Zitelmann berichtet (unter: Wallstreet-online.de), daß die Berliner Piraten - 
ohne Witz - ein Denkmal für Drogendealer fordern! Im Görlitzer Park in Berlin, 
einem Zentrum der Drogenkriminalität, hat die Polizei unterdessen komplett kapi- 
tuliert. Die Fraktion der Piraten, die auch bei den letzten Wahlen wieder ins Be- 
zirksparlament von Friedrichshain-Kreuzberg gewählt wurden, hatte den (ernst 
gemeinten) Antrag gestellt, den »afrikanischen Park-Drogendealer« mit einem Denk- 
mal zu ehren. Begründung: »Seit Jahrzehnten sind viele Dealer aus afrikanischen 
Ländern in Deutschland tätig.« Sie kämen aus »Ländern, die auf eine lange euro- 
päische Kolonialgeschichte zurückblicken und in denen der Kolonialismus und 
der damit verstrickte Kapitalismus nach wie vor zu gravierenden Konflikten und 
Ungleichheiten beitragen«. Und schließlich sei der Dealer-Job eine Arbeit wie jede 
andere, nur eben gefährlicher (sic!). Immerhin leisteten Dealer »einen gesellschaft- 
lich wertvollen und von vielen Menschen geschätzten Dienst«. 


GESELLSCHAFT FÜR FREIE PUBLIZISTIK 
Konto für Beiträge IBAN: DE08612901200393612007 


und Spenden: BIC: GENODESI1NUE 

Beilagenhinweis: Prospekt der Klosterhaus-Versandbuchhandlung 
Jahresrechnung 2018 : GfP-Bestellkarte 

D A S Herausgegeben von der Gesellschaft für freie Publizistik 
e. V., München. Verantwortlich für den Inhalt: Magister 
Martin Pfeiffer. Erscheint vierteljährlich. Bezugspreis je 

= R = | — Heft 4 Euro für Nichtmitglieder. Für Mitglieder Bezugs- 
preis im Beitrag enthalten. Abdruck mit Quellenangabe 


frei. 
FO U M Versand: Klosterhaus-Verlag, 37194 Wahlsburg 


GESELLSCHAFT 


FÜR FREIE PUBLIZISTIK (GFP) E.V. 
Schatzmeister: Wolf Lehner, Jochbergweg 4, 82418 Murnau 


Beitragsrechnung 2018 


JÄHRLICH 20,00€ FÜR DEN BEZUG 


„DAS FREIE FORUM“ 


Zahlkarte liegt bei! 


Sekretariat 


Margret Nickel 
37194 Wahlsburg Klosterhof 4 
Tel. 05572-7310 Fax 05572-999823 


Werden Sie Mitglied 
Beitrag jährlich 50,00 € 


Der Bezug des Kongressprotokolls 
ist im Beitrag dann enthalten! 


GFP-Konten: 
Volksbank Kirchheim-Nürtingen 
für Beiträge, Spenden u. Rechtsschutzfonds 


IBAN: DE08 6129 0120 0393 6120 07; BIC: GENODES1NUE | 


Wollen Sie einen Vortrag in Ruhe zuhause noch einmal anhören? Oder ha- 
ben Sie einen Vortrag verpaßt? Gerade unsere Themen aus dem histori- 
schen oder philosophischen Bereich sind nahezu zeitlos. Aber auch die po- 
litischen Themen laden meist noch einmal zu einer kritischen Reflektion ein. 


CD-Vortragsangebote je € 8,00 
GfP-Kongreß 2017 


Clemens, Björn: Christentum als deutscher Identitätsgrund 
Mengersen, Chr. von: 200 Jahre Wartburgfest 

Kandil, Mario: Die deutsche Frage 1949-1989 

Hammel, Klaus: Was ist traditionswürdig? 

Jebens, Albrecht: Deutschland und Afghanistan 

Zips, Alfred: Laudatio auf den Huttenpreisträger J. Bacque 
Bacque, James: Dankesworte des Preisträgers + 


GfP-Kongreß 2016 


Übelacker, Horst: „Flüchtling‘“ — ein mißbrauchter Begriff 

Mengersen, Chr. von: Massenzuwanderung u. Kommunalpolitik 
Schwipper, Bernd: Deutschland im Visier Stalins 

Zips, Alfred: Die BRD - ein souveräner Staat? 

Sudholt, Gert: Das Zeitalter der Deutschlandkriege 
Pfeiffer, M., Laudatio auf den Huttenpreisträger W. Marinovic 
Marinovic, Walter: Dankesworte des Preisträgers 

Clemens, Björn: Der Kampf um das Recht 

Kosiek, R.: Laudatio und Dankesrede zum Huttenpreis 2014 
Melisch, Richard: Die Kriegserklärung der Globalisierer 


Frühere Kongresse 

Stück Neubauer Deutschland, nur Hilfssheriff der USA (66 Min., 2015) 
Stück Neubauer, Harald - Die Demokratielüge (78 Min, 2012) 
Stück Kandil, M. Vom Wiener Kongress zur Neuordnung Europas 2015) 
Kaschkat, Hannes - Das Deutsche Reich besteht weiter (30 Min., 2012) 
Kluge, Dankwart, Propaganda u. Haßpolitik der Alliierten (54 Min.2005) 
Kosiek, Rolf — Laudatio und Dankesrede zum Huttenpreis 2014 

. Knütter, H.H.- Entartung der demokrat. Grundordnung (63 Min., 2001) 


GfP-Sekretariat — Margret Nickel, Klosterhof 4 37194 Wahlsburg 
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